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Parz.-
Nr.

zulässige Grundfläche
Wohnhaus
GR [1] in m²

zulässige Grundfläche nach § 19 Abs. 4 BauNVO
(Wohnhaus + Garage + Stellpl. + Zufahrt)
GR [2] in m²

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmass 

max. Wandhöhe in Meter, z.B 6.50m

EG

6.
50

WH 6,50

ED Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

A. PLANZEICHEN ALS FESTSETZUNG

C. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

SD 22-28° Es sind nur Satteldächer mit einer Neigung
von 22-28° zulässig.

1.     Maß der baulichen Nutzung

        a) Das Maß der baulichen Nutzung wird wie folgt festgesetzt.
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Als Wandhöhe gilt das Maß vom Fertigfuß-
boden Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut.

Grundrissorientierung gem. C.8 dieser
Satzung

12.00

Parzellennummer z.B. 1- 1 -

Maßkette z. B. 12,00 m

Flurnummer z.B. 133/7

bestehendes Gebäude mit Hausnummer

vorgeschlagenes Gebäude mit Garage

Wirtschaftsweg mit wassergebundener Decke

öffentliche ParkplätzeP

aufzuhebende Flurnummer z.B. 132/1

Beschriftung

vorhandene Grundstücksgrenze

vorgeschlagene Grundstücksgrenze

aufzuhebende Grundstücksgrenze

Multifunktionsfläche innerhalb Verkehrsfläche, z.B.
F + R Fuß- und Radweg

-   öffentliches Grün
-   Parken
-   Ausweichbuchten
-   Gehsteig
-   Verkehrsfläche

geplante Widmung nach BayStrWG der
Eigentümerweg

öffentl. Straßenverkehrsfläche
als Eigentümerweg

E

        b) Für freistehende und angebaute Garagen wird eine max. Grundfläche von 50 m² inklusive
           der Grundflächen für Nebengebäude festgesetzt.
           

(Siegel)

(Siegel)

(Siegel)

G. VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Gemeinderat der Gemeinde Anger hat in der Sitzung vom ......................  die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am ...................... ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1  BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des 
Bebauungsplans in der Fassung vom ...................... hat in der Zeit vom ...................... bis ...................... stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des 
Bebauungsplans in der Fassung vom ...................... hat in der Zeit vom ...................... bis ...................... stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ...................... wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ...................... bis ...................... beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom .................... wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
 ...................... bis ...................... öffentlich ausgelegt. 

6. Die Gemeinde Anger hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ...................... den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der
Fassung vom ...................... als Satzung beschlossen.

Anger, den ......................                                                                                                                         ..................................................................
                                                                                                                                                                      Silvester Enzinger, Erste Bürgermeister

8. Ausgefertigt

Anger, den ......................                                                                                                                         ..................................................................
                                                                                                                                                                      Silvester Enzinger, Erste Bürgermeister

9. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ...................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 

Anger, den ......................                                                                                                                         ..................................................................
                                                                                                                                                                      Silvester Enzinger, Erste Bürgermeister
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mit integriertem Grünordnungsplan

Für die Grundstücke mit den Flurnummern 129, 132/1, 133 und 133/7
sowie Teilflächen der Flurnummern 124, 126, 127, 127/7, 130, 132, 133/9,
138 und 141 der Gemarkung Anger.

F. TEXTLICHE HINWEISE

1. Angrenzende landwirtschaftliche Nutzung
Das Baugebiet grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an. Auch bei ordnungsgemäßer landwirtschaftlicher Nutzung und guter 
fachlicher Praxis ist mit landwirtschaftlichen Emissionen zu rechnen, die durch die Anwohner erduldet werden müssen. Dies gilt auch 
für nicht aufschiebbare Arbeiten auf den landwirtschaftlichen Flächen an Sonn- und Feiertagen.

2.     Abstandsflächen
 
          Die Vorschriften des Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO zu den Abstandsflächen sind anzuwenden.

3.     Dachgestaltung

        a) Die Dächer der Hauptgebäude sind als gleichseitig geneigte Satteldächer auszubilden. Der First muss über die Längsseite der Gebäude 
        verlaufen. Die Dachneigung darf 22 - 28 ° betragen. Dachüberstände sind auf die Proportion des Gebäudes abzustimmen. Der 
        Mindestdachvorsprung beträgt 0,75 m an den Traufseiten und 0,90 m an den Giebelseiten. Für die Dacheindeckung sind Ziegel- oder Dachsteine 
        zu verwenden. Zusammengebaute Gebäude sind mit der gleichen Dacheindeckung auszuführen.

        b) Die Dächer der freistehenden Garagen und Nebengebäude sind als gleichseitig geneigte Satteldächer auszubilden. Die Dachneigung darf 
        22 - 28 ° betragen. Dachüberstände sind auf die Proportion des Gebäudes abzustimmen. 
        Garagen und Nebengebäude sind bei Zusammenbau mit gleicher Dacheindeckung profilgleich auszuführen.

        c) Dachaufbauten (Dachgauben usw.) und Dacheinschnitte (sog. negative Dachgauben) sind unzulässig.

        d) Doppelhäuser sind unter einer Dachfläche mit durchlaufendem First zu errichten.
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1.     Bauform, Baugestaltung
 
        Als Grundrissform ist ein Rechteck zu verwenden, dessen Traufseiten wenigstens um 1/5 länger sein müssen als die Giebelseiten. Falls Vor- und
        Rücksprünge oder Anbauten errichtet werden sollten, sind sie so an den Hauptbaukörper anzugliedern, dass die geschlossene Grundrissform und
        der einheitliche Baukörper gewahrt bleiben.

D. BAUORDNUNGSRECHTLICHE GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN

Baugrenze

Straßenbegrenzungslinie

öffentl. Straßenverkehrsfläche

Fläche für überdachte Stellplätze
und Garagen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

PV private Verkehrserschließung

max. Höhe Fertigfußboden Erdgeschoss
über NN., z.B. 428,1 mÜNN

HF 528,1

3.     Höhenlage der baulichen Anlagen
 
         Die maximale fertige Erdgeschossfußbodenhöhe der Gebäude wird gemäß Planzeichen festgesetzt. Die minimale Höhe des fertigen
         Erdgeschossfußbodens wird wegen des Hochwasserschutzes auf 527,75 m.ü.NN festgesetzt. 

6.     Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

        Alle im Bebauungsplan liegenden privaten Grünflächen sowie die Gartenflächen sind gärtnerisch mit Bäumen und Sträuchern bodenständiger
        Art zu bepflanzen.
        Hochwachsende einheimische Laubbäume (Obstbäume, Ahorne, Buchen, Eichen, usw.) sind zu bevorzugen.

7.     Nebengebäude

        Je Baufläche ist ein freistehendes Nebengebäude (z. B. Holzlege, Gartenhäuschen, usw.) im S. des § 14 Abs. 1 BauNVO außerhalb der festgesetzten
        Baugrenzen mit den max. Maßen von 3,0 x 4,0 m und einer max. Wandhöhe von 2,5 m, traufseitig gemessen ab OK Gelände bis Schnittpunkt
        Außenwand mit Dachhaut, zulässig.
        Zur Straßenbegrenzungslinie muss ein Abstand von mindestens 1,0 m eingehalten werden. Die Grundfläche des Nebengebäudes wird der
        max. Grundfläche GR [2] angerechnet.
        Anstelle dieses freistehenden Nebengebäudes kann ein profilgleiches Nebengebäude im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO an das Garagengebäude
        mit einer max. Grundfläche von 12 qm angebaut werden.

8.     Schallschutz

        Zum Schutz vor Verkehrsgeräuschen ist der Wohnungsgrundriss der Parzelle 24 so zu organisieren, dass in den entsprechend gekennzeichneten
        Fassaden keine Außenwandöffnungen (z.B. Fenster, Türen) zu liegen kommen, die zur Belüftung von im Sinne der DIN 4109 schutzbedürftigen 
        Aufenthaltsräumen notwendig sind.

        Falls eine Grundrissorientierung nicht vollständig möglich ist, muss die notwendige Belüftung von Schlaf- und Kinderzimmern an den 
        lärmzugewandten Gebäudefassaden auch bei geschlossenem Fenster durch schallgedämmte Lüftungseinrichtungen oder andere technisch 
        geeignete Maßnahmen zur Belüftung gewährleistet werden.

        An den mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen müssen bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung des Gebäudes in den
        nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schalldämmmaß gemäß
        den Lärmpegelbereichen nach DIN 4109 erfüllt werden.

5.     Sichtfelder
 
        Die im Plan eingetragenen Sichtfelder bei den Straßeneinmündungen sind zur Erhaltung einer freien Verkehrsübersicht von jeder sichtbehindernden
        Nutzung und Bepflanzung freizuhalten. Sträucher, Hecken und Einfriedungen dürfen eine Höhe von 0,80 m über Fahrbahn nicht überschreiten.
        Im Sichtdreieck sind hochstämmige Bäume zulässig.

4.     Ökologischer Ausgleich

        4.1. Eingriffsregelung
        Die Eingriffsregelung findet entsprechend dem Bayerischen Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ Anwendung.
        Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen für die Anwendung des „vereinfachten Verfahrens“. Dies beruht auf der Annahme, 
        dass das differenzierte und entsprechend aufwändigere Regelverfahren zum gleichen Ergebnis führen würde.
        Das Vorhaben wurde anhand der „Checkliste zur vereinfachten Vorgehensweise“ (Leitfaden) überprüft. Unter Berücksichtigung der in der 
        Begrünundung Kap. 6.6 genannten Vermeidungs- / Verminderungsmaßnahmen, der Grünordnerischen Festsetzungen und der Festsetzung einer 
        Ausgleichsfläche im Norden konnten alle Fragen der Checkliste mit „ja“ beantwortet werden. Ein weiterer Ausgleichsbedarf besteht demnach 
        nicht. Die Checkliste ist in der Anlage zur Begründung beigefügt.

        Der gesamte Geltungsbereich beträgt: 23.470 qm.
        Die Größe der Ausgleichsfläche beträgt: 2.245 qm
        Die Eingriffsfläche beträgt: 23.470 qm - 5.030 qm = 18.440 qm (Geltungsbereich abzüglich bereits voll versiegelter Flächen, Flächen auf denen 
        bereits Baurecht besteht und der Ausgleichsfläche). Nach dem Regelverfahren würde sich rechnerisch Ausgleichsbedarf von 
        18.440 qm x 0,2 = 3.688 qm ergeben.

        Auch wenn der vorgesehene Ausgleich flächenmäßig geringer ausfällt, stellen die sehr hohe ökologische Aufwertung der Fläche zusammen mit 
        den grünordnerischen Festsetzungen geeignete Maßnahmen zur Durchgrünung und zur Lebensraumverbesserung dar.

        4.2 Ökologischer Ausgleich
        Der Ausgleich kann im Geltungsbereich des Bebauungsplanes erbracht werden. Die Maßnahmen sind spätestens im ersten Jahr nach Baubeginn 
        der Erschließungs- und Versorgungseinrichtungen umzusetzen.

        Entwicklungsziele
        - Bach mit naturnahem Ufergehölz
        - Feuchte Hochstaudenflur
        - Artenreiche Extensivwiese
        Das Biotop im Geltungsbereich ist zu erhalten und wird durch die angrenzenden Ausgleichsmaßnahmen gestärkt. Der Nährstoffeintrag in den 
        Moosbach und damit in das Biotop wird durch Einstellung der Düngung verringert. Das Entwicklungsziel in Bezug auf die Wiese ist erreicht, sobald 
        sich ein stabiler Zustand einer artenreichen Extensivwiese eingestellt hat. Dies sollte nach ca. 20 Jahren der Fall sein. Der Bach bzw. die 
        Hochstaudenflur können ihre ökologischen Funktionen bereits nach 5-10 Jahren erfüllen.

        Maßnahmen: Modellierung eines naturnahen Bachverlaufes. Stellenweises Einbringen von Kies / Steinen zur Befestigung und Strukturanreicherung. 
        Naturnahe Gestaltung durch leichte Erweiterung des bestehenden Retentionsbeckens,  insbesondere durch Abflachen der Böschungen. Erhalt und 
        bei Bedarf Sanierung der vorhandenen Stützmauer. Anlage einer wechselfeuchten, flachen Wiesenmulde.
        Pflanzung von standortgerechten, autochthonen Bäumen und Sträuchern (Liste der privaten Grünflächen).
        Neuansaat einer artenreichen Wiese  (Regiosaatgut, z.B. RSM-Regio-Mischungen, oder Mähgutübertragung) auf mind. 30 % der Fläche.

        Pflege: Ausmähen der Gehölzzwischenräume in den ersten Jahren nach Bedarf. Mahd der Wiesenfläche 2 x jährlich (Ende Juni und ab September). 
        In den ersten 3 Jahren zusätzlich eine Aushagerungsmahd Anfang Mai. Die Hochstauden entwickeln sich durch natürliche Sukzession und sind 
        einmal alle 2 Jahre zu mähen.
        Die Gehölze werden nach der Fertigstellungspflege nicht mehr geschnitten und entwickeln sich gemäß ihrem natürlichen Habitus.
        Mähgut ist zu entfernen, auf Dünger und Pflanzenschutzmittel zu verzichten.

Geländehöhe Bestand ü.NN526,3

öffentlicher Spielplatz

5.     Geländemodellierung

        Das Gelände ist mindestens bis 0,40 m unter Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss an das Gebäude heranzuführen. Sämtliche Geländeübergänge
        sind weich auszuführen. Der Übergangsbereich zur angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzfläche ist ebenfalls durch weiche Geländeübergänge
        herzustellen. Böschungen sind nicht steiler als im Verhältnis 1:2 anzulegen.

7.     Einfriedungen

        a) Die Baugrundstücke dürfen entlang öffentlicher Verkehrsflächen und zu landwirtschaftlichen Flächen nur mit Holzzäunen oder lebenden Hecken
        aus bodenständigen Gewächsen (keine Thujen) eingefriedet werden. Maschendrahtzäune sind nur innerhalb der vorgeschlagenen
        Grundstücksgrenzen gestattet. Die Holz- und Maschendrahtzäune dürfen, gemessen am Fahrbahnrand, nicht höher als 1,00 m über der öffentlichen
        Verkehrsfläche und im Bereich der Sichtdreiecke nicht höher als 0,80 m sein. Gleiche Höhenbeschränkung im Sichtdreiecksbereich gilt auch für
        lebende Hecken oder Sträucher. Über Gelände ragende Zaunsockel sind nicht zulässig.

        b) Die Stauräume der Garagen werden zur öffentlichen Verkehrsfläche mit einem Einfriedungsverbot belegt.

        c) Bei Doppelhäuser sind Sichtschutzzäune und Terrassentrennwände bis zu einer Höhe von 2,0m und einer Tiefe von 3,0m zulässig.

8.     Verkabelung

         Aus ortsplanerischen Gründen dürfen Versorgungsleitungen nur unterirdisch verlegt werden.

4.     Standgiebel

        Standgiebel mit Querfirst sind nur einseitig an Gebäuden zugelassen. Sie dürfen an einer Längsseite des Gebäudes mit einer Breite von maximal 1/3
        der Hauslänge und einer Tiefe von maximal 2,50 m innerhalb der Baugrenzen errichtet werden. Von den Gebäudeaußenecken ist ein
        Mindestabstand von 2,00 m einzuhalten. Die Vorschriften des Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO zu den Abstandsflächen sind anzuwenden. Als Hauslänge
        gilt das Außenmaß des Gebäudemauerwerks an der Längsseite. Die Dachneigung des Standgiebels wird auf maximal 5 Grad über der Neigung des
        Hauptgebäudes festgesetzt. Die Firsthöhe des Standgiebels muss mindestens 0,50 m niedriger liegen als die des Hauptdaches.

2.     Verkehrsflächen und Erschließung und öffentliche Grünflächen

        Stellplätze und Zufahrten müssen wasserdurchlässig, z.B. als Kiesfläche oder Pflaster mit Rasenfugen ausgeführt werden.
        Entlang der Erschließungsstraßen sind standortgerechte Bäume II. Ordnung aus nachstehender Liste zu wählen und in der festgelegten 
        Mindestqualität zu pflanzen. Ebenfalls mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen ist der öffentliche Spielplatz (Bäume aus nachstehender 
        Liste und Stäucher aus der Liste der Privaten Grünflächen).

        Bäume II. Ordnung: H. 3xv, mB, StU 18-20
        Acer plataniodes ‚Farlake´s Queen’  Spitz-Ahorn (Sorte)
        Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn (autochthon, nur Spielplatz)
        Carpinus betulus    Hainbuche
        Populus tremula    Zitter-Pappel (autochthon, nur Spielplatz)
        Quercus robur     Stiel-Eiche (autochthon, nur Spielplatz)
 
        Die Pflanzung hat spätesten in der ersten Pflanzperiode nach Fertigstellung der Erschließungs- und Versorgungseinrichtungen zu erfolgen und ist 
        dauerhaft zu erhalten.

3.     Randeingrünung im Osten außerhalb der privaten Grünflächen

Sträucher (autochthon) 
Sol. 3xv., m.B., 150-200 (1. und 2. Strauch)
Str. 2xv., 100-150 (3. Strauch)
Amelanchier rontundifolia Felsenbirne
Cornus sanguinea   Hartriegel
Corylus avellana   Hasel
Crataegus monogyna  Eingriffliger Weißdorn
Lonicera xylosteum   Rote Heckenkirsche
Rosa arvensis  Feld-Rose
Rosa canina   Hundsrose 
Ribes alpinum  Alpen-Johannisbeere
Salix purpurea  Purpur-Weide
Sambucus nigra   Holunder
Viburnum lantana   Wolliger Schneeball

Die Randeingrünung im Osten des Baugebietes ist entsprechend der zeichnerischen Festsetzungen zu gestalten. Die Bäume sind mit einem 
Pflanzabstand von 2 m zur östlichen Grenze des Baugebietes zu pflanzen. Es sind nur Sträucher und Bäume III. Ordnung aus der Liste der 
privaten Grünflächen (Bäumen: Malus, Salix, Sorbus) zu verwenden. Eine erhebliche Schmälerung des Sonnenlichts auf der landwirtschaftlichen 
Fläche ist dann nicht zu erwarten.

4.     Private Grünflächen

        Auf allen Privatgrundstücken sind je nach Grundstücksgröße mind. zu pflanzen:
        - bis 600 qm: 1 Baum II. / III. Ord. oder Obstbaum, 2 Sträucher 
        - ab 600 qm: 2 Bäume II. / III. Ord. oder Obstbäume, 3 Sträucher 
        - ab 700 qm: 3 Bäume II. / III. Ord. (oder Obstbäume), 3 Sträucher 
        Im Bereich der Randeingrünung im Osten des Baugebietes sind die Standorte der Gehölze möglichst einzuhalten. Der Pflanzabstand von der 
        östlichen Grundstücksgrenze und den Grenzen zu Nachbarparzellen beträgt für Bäume mind. 2 m.

        Ansonsten können die Baumstandorte frei gewählt werden. Es sind standortgerechte Bäume und Sträucher aus nachstehender Liste zu 
        verwenden. Die Anlage von Koniferenhecken entlang der Grundstücksgrenzen ist nicht zulässig. Entlang der Erschließungsstraße und an der 
        östlichen Grenze des Baugebietes sind auch keine geschnittenen Laubgehölzhecken erlaubt. 
        Einfriedungen sind mit einer Bodenfreiheit von mind. 0,1 m auszuführen.

        Bäume II. / III. Ordnung: H. 3xv., mB., StU 16-18 (autochthon) 
        Obstbäume: H. 2xv., mB., StU 10-12 (möglichst alte, regionale Sorten)
        Carpinus betulus  Hainbuche 
        Malus domestica in Sorten Apfel
        Malus silvestris  Holz-Apfel
        Populus tremula  Zitterpappel
        Prunus avium  Vogel-Kirsche 
        Prunus avium in Sorten Kirsche
        Prunus domestica in Sorten Zwetschge
        Pyrus communis in Sorten Birne
        Salix caprea  Sal-Weide
        Sorbus aria  Mehlbeere
        Sorbus aucuparia  Vogelbeere

        Die Pflanzung hat spätestens in der ersten Vegetationsperiode nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Parzelle zu erfolgen und ist dauerhaft zu 
        erhalten. 

E. GRÜNORDNUNG

1.     Niederschlagswasser

        Das anfallende Niederschlagswasser ist, sofern es nicht für die Regenwassernutzanlage verwendet wird, soweit als möglich breitflächig, oder
        über Sickeranlagen, in den Untergrund zu leiten.
        Sollte eine Versickerung in den Untergrund aus bodenspezifischen Gründen nicht möglich sein, so ist vor einer Übernahme des Wassers durch die 
        Gemeinde vom Grundstückseigentümer ein Nachweis zu erbringen, dass eine Versickerung auf dem betroffenen Grundstück tatsächlich nicht 
        möglich ist.

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft

Retention

Sichtfelder

Baumbestand zu erhalten

Baum I. / II. Ordnung zu pflanzen

Strauch zu pflanzen

Baum II. / III. Ord. / Obstbaum zu pflanzen

Entwicklung Hochstauden

Artenreiche Extensivwiese

B.  PLANZEICHEN ALS HINWEISE

2. Bodendenkmalpflegerische Belange
Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen gemäß Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG der Meldepflicht an das Bayerische
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Berchtesgadener Land.

3. Oberflächenwasser / ansteigendes Grundwasser
Bei extremen Niederschlagsereignissen besteht grundsätzlich die Gefahr von Überflutungen durch wild abfließendes Oberflächenwasser.
Es sind bauliche Schutzmaßnahmen eigenverantwortlich vorzunehmen.
Bei der Planung und Ausführung der Gebäude sind zur Minimierung des Schadenspotenzials für den Fall einer Überschwemmung oder
hoch stehender bzw. steigender Grundwasserstände geeignete Maßnahmen vorzusehen. Werden Kellergeschosse errichtet, müssen diese
wasserdicht und auftriebsicher (= mit ausreichendem Eigengewicht wie z. B. Keller aus wasserdichtem Beton) ausgeführt werden.
In diesem Zusammenhang wird auch auf das Hochwasserhandbuch des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz verwiesen.

4. Einflussbereich Staatsstraße 2103
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich die Baugrundstücke im Einwirkungsbereich der Straßenemissionen der Staatsstraße 2103
befinden. Eventuell künftige Forderungen auf die Erstattung von Lärmsanierungsmaßnahmen durch den Straßenbaulastträger können gemäß
den Verkehrslärmschutzrichtlinien (VLärmSchR 97) durch den jeweiligen Eigentümer nicht geltend gemacht werden.

5. Qualifizierter Freiflächengestaltungsplan
Mit der Vorlage des Bauantrages soll ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan in einem aussagekräftigen Maßstab vorgelegt werden. 
Die Anordnung der Zufahrten und Stellplätze, deren Oberflächenbefestigung, sowie Anordnung, Art und Umfang der Begrünung des 
Baugrundstückes sollen dargestellt werden.

6. Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und Vorschriften 
Alle einschlägigen Normen und Richtlinien sind archivmäßig hinterlegt im Deutschen Patentamt (München) und können dort
eingesehen werden.

7. Bodenauffälligkeiten
Im Änderungsbereich sind keine Altlasten bekannt. Sollten dennoch Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, die auf eine Altlast o.ä. hinweisen, 
sind das Landratsamt Berchtesgadener Land und das Wasserwirtschaftsamt Traunstein zu verständigen.

8. Wasserrechtliche Erlaubnis
Für dieParzellen 1-7 und 24 ist beim Bauen im Genehmigungsfreistellungsverfahren gem. Art. 58 BayBO eine wasserrechtliche Erlaubnis
nach Art. 20 Bayerisches Wassergesetz (BayWG), wegen der Nähe zur Uferlinie des Moosbaches, zu beantragen. 

Die Gemeinde Anger erlässt aufgrund § 2 Abs. 1, §§ 8, 9, 10 des Baugesetzbuches (BauGB),
der Baunutzungsverordnung (BauNVO), Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der zuletzt
geänderten Fassung vom 24.07.2015, der Planzeichenverordnung 1990(PlanzV 90) und Art. 23 der
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) diesen Bebauungsplan, bestehend aus Zeichnung
und Textteil, als Satzung.

4.     Flächen für Stellplätze und Garagen
 
        a)   Garagen und Stellplätze sind in ausreichender Zahl und Größe entsprechend der gemeindlichen Stellplatzsatzung in der Fassung vom
               05.08.2010 auf dem Baugrundstück
               herzustellen. Für nicht in der Stellplatzsatzung ausgewiesene Nutzungen gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über
               die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV).
        b)   Garagen und überdachte Stellplätze sind nur auf den überbaubaren Grundstücksflächen bzw. ausgewiesenen Garagenflächen zulässig.
               Die Staufläche zur öffentlichen Verkehrsfläche muss mindestens 5,0 m betragen.
        c)   Soweit Garagen an den Grundstücksgrenzen möglich sind, wird eine Grenzgarage festgesetzt.
              Grenzgaragen sind profilgleich herzustellen mit einer Breite von 6,5 m an der Grenze und einer Wandhöhe von 3,0 m.
              Die Brandschutzvorschriften sind einzuhalten.
        d)   Stellplätze und Zufahrten sind wasserdurchlässig herzustellen (z.B. Splittrasen, Pflaster mit Rasenfuge, Rastengittersteine, Drainpflaster usw.).

2.     Gebäudehöhe

        a) Die Wandhöhe bei Wohngebäuden wird auf maximal 6,50 m festgesetzt. Als Wandhöhe gilt das Maß vom Fertigfußboden Erdgeschoss bis
        zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut, traufseitig gemessen. Bei traufseitig angeordneten Balkonen wird bei abgeschleppten
        Dachflächen die maximale Wandhöhe in 1,0 m Abstand vor der zugehörigen Fassadenfläche gemessen.

        b) Ein Kniestock über dem Erdgeschoss ist zulässig. Mindestwandhöhe = 5,00 m, maximale Wandhöhe = 6,50 m.

        c) Die mittlere Wandhöhe (Def. gem. BayBO Art. 6) der Garagen wird auf max. 3,0 m festgesetzt. Angebaute Garagengebäude, bei denen die 
        Dachfläche des Hauptdaches über das Garagengebäude abgeschleppt wird, dürfen eine max. Wandhöhe von 3,5 m (nicht an der Grenze)
        nicht überschreiten 
        und die max. Anbaubreite dieser Garage darf 4,0 m nicht überschreiten.
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